
Zum 75. Jahrestag der Befreiung des Konzentrationsla-

gers Auschwitz hat der Bundestag in einer Gedenk-

stunde an die Opfer des Nationalsozialismus erinnert. 

Ehrengast war der israelische Staatspräsident Reuven 

Rivlin, der Deutschland für seine Anstrengungen im 

Kampf gegen Antisemitismus und Rassismus dankte. 

Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier beteuerte: 

„Wir werden nicht vergessen. Wir stehen an der Seite 

Israels.“   

Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble sagte zur Er-

öffnung der Gedenkstunde: „Auschwitz erinnert daran, 

wie verführbar wir Menschen sind, wie zerbrechlich 

unsere Zivilisation ist, wie schnell unsere humanisti-

sche Substanz Schaden nimmt; wie angreifbar ihr ethi-

sches Fundament bleibt, wenn wir es nicht verteidi-

gen.“ Er gedachte der Millionen Opfer und der Überle-

benden, die seelisch zerbrochen sind. Die Verantwor-

tung, Konsequenz und Lehre aus den Gräueltaten der 

Nationalsozialisten zu ziehen, übernehme jede Genera-

tion neu, sagte Schäuble.   

Schäuble prangerte an, dass es immer wieder Versuche 

gab und erneut gibt, die Verbrechen kleinzureden oder 

umzudeuten. „Das wird nicht gelingen“, versprach er. 

Denn es gehöre zum gesellschaftlichen Grundkonsens, 

die historische Verantwortung für die NS-Verbrechen 

anzunehmen. Sie sei konstitutiv für das Selbstverständ-

nis unseres Landes. „Wer an diesem Fundament rüttelt, 

wird scheitern.“ 

Auch Steinmeier betonte, es gehöre zum Selbstver-

ständnis aller Deutschen, die Lehren aus der Geschich-

te zu ziehen. Seine Sorge sei aber, „dass wir die Ver-

gangenheit inzwischen besser verstehen als die Gegen-

wart“. Denn der alte Ungeist sei nicht vergangen, sagte 

er unter Verweis auf den Anschlag von Halle, auf An-

feindungen gegen Juden, auf Drohungen gegen Politi-

ker, auf Hass und Hetze im öffentlichen Dis-
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David Olère. Überlebender des Krematoriums III 

Anlässlich des 75. Jahrestages der Befreiung von 

Auschwitz ist gerade im Paul-Löbe-Haus des Bundes-

tages, in dem Josef Rief sein Büro hat, die Ausstellung 

„Überlebender des Krematoriums III“ des Künstlers 

David Olère zu sehen, der in seinen Bildern seine Er-

lebnisse während seiner Zeit als Häftling in Auschwitz 

verarbeitet. Olère wurde in Warschau geboren, studier-

te Kunst, lebte zunächst in Berlin und später dann in 

Paris, von wo aus er 1943 nach Auschwitz deportiert 

wurde und dort in den Krematorien arbeiten musste. Er 

überlebte das Vernichtungslager und malte nach dem 

Krieg diese erschütternden Bilder. Olère lebte in Paris 

und starb dort 1985. ■ 

Josef Rief ist auf Facebook mit 
Profil und Fan-Page unter: 
www.facebook.com/josefriefmdb 

Foto: CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Michael Wittig 
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Koalitionsausschuss beschließt Maßnahmen-Paket - 

1 Milliarde Euro Unterstützung für unsere Bauern 

In der Nacht zu Donnerstag hat der Koalitionsaus-

schuss von Union und SPD zahlreiche Beschlüsse ge-

fasst. Es geht um Unterstützung für unsere Landwirte, 

steuerliche Anreize für Investitionen in Zukunftstech-

nologien und die Verlängerung des Kurzarbeitergeldes. 

Und das wurde im einzelnen beschlossen: 

 

■ Landwirte sollen innerhalb von vier Jahren mit einer 

Milliarde Euro für Agrarumweltprogramme und Inves-

titionen unterstützt werden, damit sie den Transforma-

tionsprozess und die Herausforderungen durch die 

Düngeverordnung besser abfedern können.  

■ Zur Unterstützung des Strukturwandels durch die 

Digitalisierung soll das Kurzarbeitergeld drei Jahre 

lang auf 24 Monate verlängert werden können, wenn 

die Verlängerung mit einer Weiterbildung verbunden 

ist. Dann können auch Sozialversicherungsbeiträge zur 

Hälfte übernommen werden. Berufliche Weiterbildun-

gen sollen stärker gefördert werden. Wenn man Trans-

ferkurzarbeitergeld bekommt, sollen Weiterbildungs-

kosten in kleinen Unternehmen bis 250 Beschäftigten 

künftig zu 75 Prozent durch die Arbeitsagentur über-

nommen werden. Weiterbildungen für einen neuen Job 

sollen unabhängig vom Alter und der bisherigen Quali-

fikation gefördert werden.   

■ Die Koalition hat die Investitionen im Bundeshaus-

halt auf Rekordniveau gebracht und will diese auf dem 

Niveau fortschreiben, neue Investitionsbedarfe identifi-

zieren und Maßnahmen der Planungsbeschleunigung 

ergreifen. Darüber hinaus wird beraten, wie Personen-

gesellschaften optional so besteuert werden können wie 

Kapitalgesellschaften – auf diese Weise soll der Mittel-

stand entlastet und Gelder für Investitionen freigesetzt 

werden.  

■ Auch die Veränderungen in der Automobilbranche 

hat die Große Koalition im Blick. In betroffenen Regi-

onen sollen „Transformationsdialoge Automobilindust-

rie“ eingerichtet werden, in denen man berät, wie durch 

Zukunftstechnologien neue Arbeitsplätze geschaffen 

werden können.  

■ Das Steuerrecht soll mittelstands- und innovations-

freundlicher gestaltet werden. Wer in die Digitalisie-

rung investiert, könnte stärker entlastet werden. Aus 

diesem Grund wird der Abschreibungskatalog überar-

beitet. ■ 
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kurs. „Die bösen Geister zeigen sich in neuem Ge-

wand“, warnte er und forderte: „Deshalb darf es keinen 

Schlussstrich geben.“ Man dürfe „nicht vergessen, was 

geschehen kann“. An Reuven Rivlin gewandt betonte 

Steinmeier: „Wir wollen zeigen, dass unser Land dem 

neu geschenkten Vertrauen gerecht wird.“ 

Für den Staat Israel unterstrich Rivlin: „Wir wissen die 

Anstrengungen zu schätzen, die Deutschland seit Ade-

nauer unternimmt, um Antisemitismus und Rassismus 

zu bekämpfen.“ Er selbst habe kein Patentrezept gegen 

beides, aber „gemeinsam müssen wir mit unseren Wer-

ten dagegen ankämpfen, dass Antisemitismus und 

Fremdenhass zur Vernichtung der Menschlichkeit 

führt“. Er wünsche sich, dass Deutschland auch in den 

kommenden Jahrzehnten ein Beispiel für historische 

Verantwortung und Toleranz sein werde. 

Rivlin erklärte: „Ich stehe hier, um Ihnen zu sagen, 

dass der Staat Israel und Deutschland wahre Partner 

sind.“ In diesem Zusammenhang dankte er auch Bun-

deskanzlerin Angela Merkel für die Führungsrolle, die 

Deutschland beim Schutz liberaler Werte weltweit ein-

nehme. Merkel nahm wie weitere ranghohe Gäste und 

Überlebende der Shoah an der Veranstaltung im Bun-

destag teil.  

Dass Rivlin in der Gedenkstunde des Bundestages 

sprach, nannte Steinmeier ein Geschenk. „Ihre Anwe-

senheit ist ein Zeichen der Verbundenheit zwischen 

unseren beiden Ländern. Ich verstehe es als Verpflich-

tung, uns der Hand, die Israel uns gereicht hat, würdig 

zu erweisen.“ Die Versöhnung sei eine Gnade, die man 

nicht habe erhoffen dürfen. ■ 

Über 5 Milliarden Euro zusätzlich für Nahverkehr 

Mit dem Regionalisierungsgesetz, das der Bundestag in 

dieser Woche beschlossen hat, erhalten die Länder 

mehr Geld für die Finanzierung des Schienenpersonen-

nahverkehrs: Damit soll insbesondere der Betrieb von 

mehr Regional- und S-Bahnen sowie der Aus- und 

Neubau von Bahnhöfen und Haltestellen finanziert 

werden. Die bislang für 2020 vorgesehene Erhöhung 

auf 8,8 Milliarden Euro wird nun um weitere 150 Milli-

onen Euro aufgestockt.  Insgesamt erhöhen sich damit 

die Regionalisierungsmittel um circa 5,2 Mrd. Euro. ■ 


